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10.11.2015: Insolvenzmasse. Eröffnungsverfahren.
A. Insolvenzmasse

Um die Struktur eines Insolvenzverfahrens zu verstehen, muss man neben den Insolvenz​beteiligten , d.h. der „subjektiven Komponente“ des InsolvenzVerf, auch die „objektive“., d.h. vermögens​bezogene Komponente des InsVerf genauer bestimmen. Ziel des Insolvenzverfahrens ist ja letztlich die Verwertung des Vermögens des Schu zugunsten der Gläubiger (wenn auch in Abwägung mit den Interessen des Schu und anderer Beteiligter. Man kann das InsVerf als eine Art ZV-Verf „in das Gesamtvermögen des Schu“ verstehen. Das Gesetz kleidet das in die Formulierung, dass das Insolvenzverfahren die gesamte sog. Insolvenzmasse erfasst, s. § 35 InsO.

Der Begriff der Insolvenzmasse ist ein Schlüsselbegriff, er beschreibt (und begrenzt zugleich), welche Vermögensgegenstände von den Wirkungen des InsVerf erfasst werden und welche Wirkungen das Gesetz für den Umgang mit diesen Vermögensgegenständen vorsieht (z.B. Verwaltung der Masse, Verwertung der Masse, Verteilung des Erlöses an die Gläubiger etc.)

Ähnlich wie bei den Insolvenzbeteiligten macht es wenig Sinn, den Begriff der Masse nur abstrakt zu erörtern, sondern man muss immer darauf Bezug nehmen, im welchem Zusammenhang die insolvenz-r Vorschriften an diesen Begriff anknüpfen.
I. Aktivmasse (§ 35 InsO) - Passivmasse (= Summe aller Forderungen gg. den Schu)

II. Istmasse – Sollmasse
Istmasse = Vermögen im Besitz des Schu, das der InsVerw bei seinem Tätigkeitsantritt tatsächlich vorfindet (s. § 148 InsO)

Sollmasse (Teilungsmasse) = Vermögen, das den Insolvenzschuldnern zur Verteilung zur Verfügung steht.

Aufgabe des InsVerwalters: die Istmasse zu bereinigen, so dass die Sollmasse erreicht wird. Z.B. Durchsetzung von Forderungen, InsAnfechtung. Aussonderung, Absonderung, Befriedigung von Massegläubigern


III. Grenzen der Aktivmasse
1. Gegenüber dem Insolvenzschuldner
a) §§ 35 f. InsO

aa) § 35 grds. gesamtes Vermögen des Schu (auch Forderungen)

aaa) Nicht sog. Persönlichkeitsrechte und höchstpersönl. RBeziehungen (NamensR, APKR, Arbeitskraft des Schu)

Aber: auch "Firma", §§ 17, 23 HGB (aber bei PersonenHandelsGes Veräußerung, wenn Fa. den Namen der Inhaber enthält, nur mit Zustimmung des InsSchu, BGHZ 32, 103, anders bei GmbH)

bbb) Nicht bei sog. Freigabe [empfangsbedürftige WE ggü InsSchu] durch InsVerw (arg. § 32 III InsO; s.a. § 85 II InsO: Nichtaufnahme von Prozessen). 
Problematisch bei umweltbelasteten Gegenständen: Thema im Schnittpunkt von InsR und öff. Ordnungsrecht
In Anlehnung an BVerwG, Urt v. 23.9.2004 (zugänglich in Juris): Grundlegend bereits früher BVerwG NJW 1984, 2427; K. Schmidt NJW 1993, 2833 ff.

Im InsVerf über Vermögen einer GmbH wird festgestellt, dass Grundstücke der GmbH kontaminiert sind. Das zuständige Landratsamt erlässt daraufhin gg den InsVerwalter eine Beseitigungsanordnung. InsVerwalter gibt daraufhin die Grundstücke „vom InsBeschlag frei“. Das LRA besteht auf Beseitigung durch den InsVerwalter und weist Widerspruch des Verwalters zurück. Darauf erhebt dieser Anfechtungsklage zum VG (das die Klage abweist), von da aus über Sprungrevision zum BVerwG.

Grds. Verantwortlichkeit auch des InsVerwalters für Bodendekontamination gem. § 4 III 1 BBodenschutzG als Zustandsstörer iSv Inhaber der tatsächl. Gewalt (nicht nur Übernahme der Verantwortlichkeit des Handlungsstörers oder des Eigentümers). Kann diese Verantwortlichkeit durch Freigabe entfallen?

- Freigabe durch Vorrang öff R ausgeschlossen? BVerwG verneint dies, da § 4 BBodenschutzG eine Vielzahl von Verantwortlichen benennt, auf InsVerw allein kommt es nicht an.

- Nach § 4 III 4 BBodenschutzG bleibt Verantwortlichkeit des Eigentümers auch bei Eigentumsaufgabe bestehen: BVerwG lehnt Analogie auf InsVerwalter ab, da dieser wertungsmäßig nicht mit Eigentümer (der Nutzungen gezogen hat) gleichstehe; Parallele InsVerw z.B. zu Mieter/Pächter.

BundesbodenschutzG 1998
§ 4 Pflichten zur Gefahrenabwehr

(1) Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, daß schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.

(2) Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderungen zu ergreifen.

(3) Der Verursacher einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast sowie dessen Gesamtrechtsnachfolger, der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind verpflichtet, den Boden und Altlasten sowie durch schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten verursachte Verunreinigungen von Gewässern so zu sanieren, dass dauerhaft keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Hierzu kommen bei Belastungen durch Schadstoffe neben Dekontaminations- auch Sicherungsmaßnahmen in Betracht, die eine Ausbreitung der Schadstoffe langfristig verhindern. Soweit dies nicht möglich oder unzumutbar ist, sind sonstige Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen durchzuführen. Zur Sanierung ist auch verpflichtet, wer aus handelsrechtlichem oder gesellschaftsrechtlichem Rechtsgrund für eine juristische Person einzustehen hat, der ein Grundstück, das mit einer schädlichen Bodenveränderung oder einer Altlast belastet ist, gehört, und wer das Eigentum an einem solchen Grundstück aufgibt.
- Sittenwidrigkeit der Freigabe § 138 BGB? BVerwG verneint dies, da weder aus BBodenSchutzG noch aus InsO entsprechender Anhaltspunkt ersichtlich und weitere Verantwortliche existieren.

--> d.h. InsVerwalter kann freigeben

Weitere Fragen in diesem Zusammenhang: Sind z.B. Gefahrenbeseitigungsansprüche (und Kostenerstattungsansprüche) "Forderungen", und wenn ja: Masseforderungen od. InsForderungen? Nach hM liegen Masseforderungen vor, auch wenn Kontamination/Gefahr bereits vor Insolvenz entstanden, arg. Verantwortlichkeit des InsVerw gem. § 4 III 1 BBodenschutzG entsteht in dessen Person neu, s. Heidelberger Komm. § 12 Rdz.44: so auch BVerwG aaO

(In ESUG erfolgte keine Regelung dieser Frage)

ccc) Sonderregeln auch für Nachlassinsolvenz und Insolvenz über Gesamtgut bei Gütergemeinschaft (§§ 315 ff InsO).
ddd) Internationales InsolvenzR: grds. weltweites Vermögen erfasst; Ausnahme bei sog. Nebeninsolvenzverfahren (nicht am Sitz/Tätigkeitsschwerpunkt des Schuldners, sondern am Ort einer Zweigniederlassung oder kraft sonstiger Vermögensbelegenheit): hier nur inländisches Vermögen erfasst, § 354 InsO + EuInsVO.


bb) § 36 I Verknüpfung mit ZV-Recht (Pfändbarkeit, s. §§ 811 ff, 850 ff ZPO). Erweiterung § 36 II InsO.

BeispFall: InsVerwalter verlangt vom InsSchu Herausgabe eines von diesem genutzten Notebook. Als S dies verweigert, beauftragt der Verwalter den GVZ mit der ZV. --> s. § 148 II 1 InsO. --> RSchutz?

--> cc) RSchutz: § 148 II 2 InsO iVm § 766 ZPO (Vollstreckungserinnerung)? Anwendbarkeit auf Frage der Massezugehörigkeit str., aber wohl zu bejahen (s. Prüfung der §§ 811 ff in ZV, ebso. bei Unpfändbarkeit wg Unabtretbarkeit § 851 ZPO), ggf. mat-r Klagen.

b) Neuerwerb, s. § 35 I 2.HS. InsO

aa) Grund: Folgekonkurse nach altem R; r-polit. Grund: auch Neuforderungen sollen der GlGesamtheit zugutekommen (insbesondere wenn vorher zur Sicherheit abgetreten: wohl unwirksam gem. § 91 InsO; aber Verhältnis zu § 110 problematisch).

bb) Problematisch, weil InsVerf längere Zeit dauern kann: RUnsicherheit für NeuGl des InsSchu: welches Vermögen haftet ihnen? Neuer Start während des InsVerf wird erschwert. [Verweisung auf spätere Restschuldbefreiung]

cc) § 35 I 2.HS gilt nicht für Vermögen, das mit der InsMasse erworben wird (nach allg. Ansicht Surrogation, ergibt sich aus Verw- und VfgBefugnis des InsVerwalters + VerfZweck; vgl. Wortlaut des § 35 I 2.HS. „er“, das sich auf den InsSchu bezieht). 

dd) Nach neuem § 35 II ist bei Schuldnern, die eine selbständige Tätigkeit ausüben oder ausüben wollen (!), die Möglichkeit zur Freigabe des aus dieser Tätigkeit erworbenen Vermögens vorgesehen (daraus folgt uU auch Freigabe der Aktivvermögensanteile, die sich auf die selbständige Tätigkeit beziehen, und Ausschluss entsprechender Forderungen aus dem Insolvenzverfahren, str.). Erklärung des InsVerwalters ggü dem InsSchuldner nach Information der Gläubigerversammlung, Kontrolle durch Insolvenzgericht (35 II 3).
BGH, Urt. vom 9.2.2012: Betriebsbezogene Dauerschuldverhältnisse des Insolvenzschuldners gehen mit Zugang der Erklärung des Insolvenzverwalters, mit der er das Vermögen aus der selbstständigen Tätigkeit gem. § 35 Abs. 2 S. 1 InsO freigibt, beim Insolvenzschuldner auf diesen über. Daraus entstehende Neuforderungen können nicht mehr im „alten“ Insolvenzverfahren (als Masseforderungen) geltend gemacht werden.


2. Gegenüber Dritten (Gläubigern): Aus-/Absonderung §§ 47 ff InsO (Dritteigentum + Pfandrechte): betrifft sowohl "Gläubigereigenschaft" als auch "Masseumfang". Dazu später eigene Vorlesung.

C. Eröffnung des Verfahrens
Kurzcharakteristik Eröffnungsverfahren: InsVerf wird nicht vAw eröffnet, sondern auf Antrag (nicht Klage!) § 13: Zulässigkeit/Begründetheit des Antrags zu unterscheiden.

- Zulässigkeit z.B. gerichtl. Zuständigkeit, Antragsberechtigung, Insolvenzfähigkeit des Schu, bei GlAntrag muß Antragsgrund (Insolvenz) glaubhaft gemacht sein (§ 14). Ausreichende Masse zur Deckung der VerfKosten, § 26 InsO.

- Begründetheit, wenn ein sog. Insolvenzgrund/Eröffnungsgrund (§§ 16 ff InsO) besteht

BeispFall: Die AOK Kiel stellt beim InsGericht Kiel am 2.4.2015 Insolvenzantrag über das Vermögen der S-GmbH mit Sitz in Kiel. Was hat das Insolvenzgericht zu prüfen?
I. Zulässigkeit des Eröffnungsantrages (vor ESUG: Insolvenzantrag)

a) Antrag, § 13
aa) Prozesshandlungsvoraussetzungen müssen vorliegen, z.B. Partei- und Prozessfähigkeit § 4 InsO iVm §§ 50, 51 ZPO: 

AOK = Körperschaft des öff. Rechts, § 29 I SGB IV.

Antrag darf nicht bedingt sein, aber Sonderregel Rücknahme § 13 II (dazu s.o.: idR erfolgt Erledigungserklärung).

bb) Antragsberechtigung, § 13 I 2 - 15: sowohl Schuldner als auch Gläubiger. Bei Eigenantrag Schu ist uU jeder Geschäftsführer einer GmbH antragsberechtigt (nicht notwendig alle zusammen, § 15; weicht uU von GesR ab, vgl. § 78 II AktG: grds. nur alle Vorstandsmitglieder gemeinsam vertretungsberechtigt, aber Satzung kann abweichen).

cc) Antragspflicht, § 15 a InsO [idF MoMiG 2008] (früher z.B. § 64 I GmbHG, § 92 II AktG): setzt mit Eintritt der Zahlungsunfähigkeit iSv § 17 InsO oder der Überschuldung iSv § 19 InsO ein.
Wichtig als Sanktion (examensrelevant!): Haftung Gf wg. Insolvenzverschleppung (iVm § 823 II BGB).

( Zahlreiche Gerichtsentscheidungen zu Insolvenzverschleppungshaftung, s. z.B. BGH, Urt. v. 24.5.2005, zugänglich in Juris: GmbH-Geschäftsführerhaftung wegen Insolvenzverschleppung: Abgrenzung zwischen Zahlungsstockung und Zahlungsunfähigkeit

Beachte: Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung sind in verschiedenen Zusammenhängen relevant: zum einen als im Eröffnungsverfahren zu prüfender Eröffnungsgrund (Insolvenzgrund), zum anderen aber auch im Rahmen des SEA nach § 823 II BGB iVm § 15 a InsO oder z.B. bei der Insolvenzanfechtung nach §§ 129 ff InsO.

§ 15 a InsO ist SchutzG zug derjenigen, die bei Eintritt der Antragspflicht bereits InsGl waren ("Altgl"; genauer: Alt-AltGl), auf Erhalt der Zugriffsmasse (nur Ersatz des sog. Quotenschadens). Zugunsten der "NeuGl" (genauer: Neu-AltGl; Ford entstanden zw. InsAntragspflicht und Eröffnung InsVerf; Abgrenzung von NeuGl = MasseGl) Ersatz des vollen Schadens. NeuGl können Schaden selbst geltend machen, betr. SE der AltGl besteht PFB des InsVerwalters: § 92 InsO (erweiternde Auslegung: Alt-AltGl sind nur ein Teil der InsGl).

--> Examensrelevant!
S. etwa Leitsätze des BGH im Urt. v. 24.5.2005 (zu den TB-Voraussetzungen des § 64 I GmbHG, jetzt 15 a InsO).

1. Eine bloße Zahlungsstockung ist anzunehmen, wenn der Zeitraum nicht überschritten wird, den eine kreditwürdige Person benötigt, um sich die benötigten Mittel zu leihen. Dafür erscheinen drei Wochen erforderlich, aber auch ausreichend.

2. Beträgt eine innerhalb von drei Wochen nicht zu beseitigende Liquiditätslücke des Schuldners weniger als 10% seiner fälligen Gesamtverbindlichkeiten, ist regelmäßig von Zahlungsfähigkeit auszugehen, es sei denn, es ist bereits absehbar, dass die Lücke demnächst mehr als 10% erreichen wird.

3. Beträgt die Liquiditätslücke des Schuldners 10% oder mehr, ist regelmäßig von Zahlungsunfähigkeit auszugehen, sofern nicht ausnahmsweise mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die Liquiditätslücke demnächst vollständig oder fast vollständig beseitigt werden wird und den Gläubigern ein Zuwarten nach den besonderen Umständen des Einzelfalls zuzumuten ist.


Umgekehrt: unzulässiger/unbegründeter Antrag kann SEA § 826 od. § 823 I (Eingriff in eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb) begründen.

Exkurs: RWirkungen des Eröffnungsantrags: zum einen ist Antrag Voraussetzung für Einleitung des EröffnungsVerf, aber z.T. auch an anderer Stelle des InsR von Bedeutung, insbes. bei InsAnfechtung §§ 129 (130) ff InsO und sog. Rückschlagsperre § 88 InsO.

b) Zuständigkeit des InsGerichts
aaa) Örtliche Z.: § 3 InsO (ausschließl. Zust)  grds. allg. Gerichtsstand (§§ 12 ff ZPO), aber Vorrang des „Mittelpunkts einer selbständigen wirtschaftlichen Tätigkeit des Schu“. Vgl. Ähnlichkeit mit „Mittelpunkt der wirtschaftlichen Interessen“ der EuInsVO.

bbb) Sachliche Z.: AG, § 2 (grds. AG, in dessen Bezirk ein LG seinen Sitz hat, z.B. AG Kiel). Landesregierungen können Zuständigkeit konzentrieren (so in mehreren Bundesländern).
ccc) Funktionale Z.: § 18 RPflG: Richter für Eröffnung, im übrigen grds. RPfleger (§ 3 Nr.2 e RPflG).
c) Insolvenzfähigkeit des Schuldners, § 11, entspr. grds. passiver Parteifähigkeit § 50 ZPO: nat P, jP, OHG/KG.

Besonderheit § 11 II InsO: GbR §§ 705 ff BGB ist jetzt insolvenzfähig; aber gilt nach hM nicht bei reinen Innengesellschaften, d.h. wenn Gester nach außen nicht gemeinschaftlich auftreten, s. Heidelberger Komm § 11 Rdz.16. Hat AußenGes kein gesamthänderisches Vermögen gebildet, fehlt es an ausreichender Masse zur Eröffnung des InsVerf.

InsVerf erfaßt nur das GesVermögen, nicht das übrige Vermögen (Privatvermögen) der Gester
d) Ggf. Vorrang VerbraucherInsVerf beachten, §§ 304 ff 


e) Forderung + deren Glaubhaftmachung: nur bei Gläubigerantrag erforderlich, s. § 14 I 1.Alt.: s. § 294 ZPO: überwiegende Wahrscheinlichkeit.

--> präsente Beweismittel, z.B. Rechnungen, auch eidesstattl. Versicherung


f) Verfahrenseröffnungsgrund + Glaubhaftmachung, § 16: dazu in der nächsten Vorlesung
Literaturhinweis zur Nacharbeitung: Reischl § 6 I – III (Umfang und Schutz der Insolvenzmasse), Foerste §§ 10, 12, 13.
